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Das Agrarprogramm der Neichsregierung
Kontingentierung der Einfuhr von Erzeugnissen des Garten- und Obstbaus, der Wald¬
wirtschaft und der wichtigsten landwirtschaftlichen Veredelungsprodukte— Milderung
der Zinslasten durch teilweise Stundung von Hypothekenzinsen und Abbau der über¬
höhten Zinszuschläge- - Reorganisation der Kreditverhältnisse im landwirtschaftlichen

Genossenschaftswesen durch Reichshilse
TU München, LS. Sept . In seiner Rede auf der Vollver¬

sammlung des Bayerischen Landwirtschastsrates in München
führte Neichsminister für Ernährung und Landwirtschaft,
Frhr . von Braun,  u . a. folgendes aus : „Das Wirt¬
schaftsprogramm der Reichsregierung enthält nur wenige
Maßnahmen, die die Landwirtschaft unmittelbar berühren.
Es soll der industriellen Arbeitslosigkeit steuern. Die Land¬
wirtschaft weiß, daß das Arbeitslosenproblem der Städte in
eminenter Weise auch ein agrarisches Problem  ist.
Es ist leicht zahlenmäßig nachzuweisen, wie stark der Kon¬
sum an Milch, Butter und Käse, an Obst und Gemüse in¬
folge der mangelnden Kaufkraft zurückgegangen ist. Inso¬
weit darf man die Wirkungen des Wirtschaftsprogramms
auf die Landwirtschaft nicht unterschätzen, aber allein mit
der Erhöhung der Kaufkraft des Städters ist die Not der
Bauern nicht zu bannen. Unter der Fron untragbarer Zin¬
sen und dem Druck von Schleuderpreisen der Deutschland
überschwemmenden landwirtschaftlichenErzeugnisse des Welt¬
marktes kann - er Bauernstand ans die Dauer die Nah¬
rungsfreiheit des deutschen Volkes nicht gewährleiste«. Das
Absinken unserer Veredelungswirtschaft ist nicht zuletzt eine
Folge der einseitig auf Förderung der Exportindustrie be¬
dachten Handelspolitik der Nachtnslations-
zeit,  die zur Steigerung der deutschen Ausfuhr Zugeständ¬
nisse anderer Länder auf industriellem Gebiete durch zahl¬
reiche Herabsetzungen landwirtschaftlicherZölle erreichte.

Nach einigen Jahren schwerer Verluste durch völligen
Preisverfall des Getreides auf dem Weltmarkt und nach
Beseitigung - er Getreidezollbindungen konnte Deutschland
nunmehr im Gegensatz zu früher in der Brotgetreideversor-
gung den Eigenbedarf selbst decken und gewann auch in der
Futtergetreideversorgung ein früher nicht für möglich gehal¬
tenes Maß von Unabhängigkeit. Die deutsche Landwirtschaft
hat den Beweis erbracht, daß sie, geschützt gegen ausländische
Ueberslutung, die Nahrungsmittelversorgung aus eigener
Scholle sicherstellen kann.

Wir stehen in kommenden Jahren bei einer mittelguten
Ernte bereits vor der Gefahr, daß wir eine Ueberproduktion
an Getreide haben, die es nur mit erheblichen Reichszu-
schüssen möglich macht, die Getreidepreise auf auskömmli¬
chem Niveau zu halten. Das würde zum Zusammenbruch
auch dieses Zweigs öer Landwirtschaft führen. Ich schätze die
Bedeutung des Exportes  für weite Zweige unserer
Industrie und damit auch für die Behebung der Arbeits¬
losigkeit sehr hoch ein. Ich wünsche dringend, daß der Ex¬
port sich steigern möge. Aber diese Rechnung allein auf Ko¬
sten der Landwirtschaft anfzustellen, wäre mit den Gefahren
des „Reiters auf dem Bodensee" zu vergleichen, der in die¬
sem Falle das andere Ufer wahrscheinlich nicht erreichen
würde. Die Reichsregterung ist sich dieser Gefahren bewußt,
sie ist daher entschlossen, zum Schutze einheimischer Produk¬
tion die Einfuhr folgender landwirtschaftlicher Erzeugnisse
zu kontingentieren:

Verschiedene Sorten Kohl, Tomaten, Zwiebeln, Schnitt-
blnmen, Tafeltranben , die wichtigsten Sorten Obst, Nadcl-
schnittholz und Papierholz , Schlachtrinder, Specku. Schmalz,
Butter svorbehaltlich-er besonderen Verhandlungen mit ein¬
zelnen Ländern), Käse, Karpfen, Erbsen, Reisabfälle.

Die Reichsregterung hat für diese Erzeugnisse bereits
bestimmte Kontingentssätze festgelegt. Vor deren Veröffent¬
lichung ist sie mit Rücksicht auf die handelspolitische Lage
mit den beteiligten Ländern in Verbindung getreten. Die
Erledigung ist in kürzester Zeit zu er war.
ten.  Tie mttgeteilte Liste stellt keine lückenlose Kontingen¬
tierung dar, wie sie von manchen Seiten der Landwirtschaft
gefordert ist. Die Neichsregierung glaubt jedoch, eine Han¬
delspolitik damit einzuleiten, die bei aller Rücksichtnahme
ans die Arbeitslosenfrage in der Exportindustrie auch der
deutschen Landwirtschaft wieder ihren Platz an der Sonne
verschafft. Anfänge sind mit der Kündigung -es schwedischen
und des südslawischen Handelsvertrages bereits gemacht.

Von der Seite der Preise allein ist der Landwirtschaft je¬
doch nicht zu helfen. Vor allem sind es die Zinsen,  die
dem Landwirt ein nicht mehr tragbares Joch auferlegem Die
Zinslast , die früher mit einem Schwein bezahlt werden
konnte, bedarf jetzt deren zwei. Infolge ihrer Unrentabili-
tat werden auch die Gläubiger der Landwirtschaft ans das
schwerste gefährdet. Die deutsche Landwirtschafthat in jedem
der letzten 3 Jahre 1,8 Milliarden zugefetzt: SS v. H. des
Kleinbefitzes, 7» v. H. des Mittelbesitzes, 89 v. H. des Groß-
besitzcs haben ihre Zinsen nicht mehr aus ihren Betriebs-
Überschüssen, sondern aus der Substanz bezahlt. Die Neichs-

rcgierung hat sich daher auf dem Gebiet der Hypothe¬
kenzinsen  zu folgendem Wege entschlossen:

Die von den Landwirten für langfristige Hypotheken in
den nächsten beiden Jahren zu tragende Zinslast wird um
2 v. H., jedoch nicht unter 4 v. H. — auf das Jahr berechnet
— erleichtert. Der Landwirt hat diese zweimal zwei, also
insgesamt 4 v. H., die er in den beiden nächsten Jahren nicht
zu zahlen braucht, bei den Tilgungshypotheken erst am
Schluß der Tilgungsperiobe z« entrichten, ohne daß Zins
und Zinseszins dafür berechnet wird. Auch bei Hypotheken,
die keiner Tilgung unterliegen , soll der fortfallenöe Zinsteil
von 4 v. H. bei der Rückzahlung des Darlehens beglichen
werden, jedoch in voller Höhe nur dann, wenn die Rückzah¬
lung nach etwa 8 Jahren erfolgt. Bei früherer Rückzahlung
des Hypothekendarlehens ermäßigt sich der nachträglich zu
entrichtende Zinsbetrag nach einer vorgesehenen Staffelung.
Die Zinsen für die Pfandbriefe  erfahren durch
Absenkung des Zinses der landwirtschaftlichen Hypotheken
keine Kürzung.

Die Zinssenkung erfolgt auch beim Personalkredit.
Eine umfassende Reorganisation der Kreditverhältniffe im
landwirtschaftlichenGenossenschaftswesen wird dahin wirken,
daß die überhöhten Zinszuschläge zum Abba« gelangen. Die
Negierung hat deshalb beschlossen, sich an der Bereinigung
des Abschreibungsbedarfs bei den landwirtschaftlichen Genos¬
senschaften ausschlaggebend  zu beteiligen. Sie hofft da¬
durch die Zinsen, die der letzte Kreditnehmer zu zahlen hat,
auf ein angemessenes Maß zu senken. Hierzu haben die Ge¬
nossenschaften im Unter- und Mittelbau durch erhebliche
Minderung der von ihnen bisher erhobenen Zinsspanne bei¬
zutragen. Die Hilfe wird über die preußische Zentralgenossen¬
schaftskasse geleitet werden, deren Reorganisation hiermit
Hand in Hand gehen wird.

Weiter hat der Herr Reichspräsident einem Vorschlag der
Reichsregierung zugestimmt, der eine besondere Bergleichs-
ordnnng «nd einen stärkeren Bollstrecknngsschntz für Besitzer
und auch für Pächter landwirtschaftlicher Grundstücke vor¬
sieht. Zur erleichterten Herbeiführung eines derartigen, die
Fortführung des landwirtschaftlichenBetriebes sichernden
Vergleichs bietet die Notverordnung den Weg: Es ist vor¬
gesehen, baß für den Inhaber eines landwirtschaftlichenBe¬
triebes, bei dem Aussicht aus einen Vergleich besteht, beim
Amtsgericht ein Ber mittlungsverfahren  eröffnet
wird, in dem eine geeignete Vermittlungsperson einen Schul¬
denausgleich herbeizuführen sucht. Während der auf drei
Monate beschränkten Dauer des Verfahrens soll der Schuld¬
ner vor Zugriffen aus sein Grundstück in bestimmtem Um¬
fang geschützt werden. Der Schuldenregelungsplan
kann mit einer Zweidrittelmehrheit der ungesicherten Gläu¬
biger mit bindender Wirkung auch gegen eine widersprechende
Minderheit zur Annahme gelangen.

Der außerordentliche Tiefstand der Preise für Vieh, Vieh¬
erzeugnisse, Holz und andere landwirtschaftlicheErzeugnisse
macht es Betrieben in besonderen Notfällen nicht möglich,
auch nur die laufenden Annuitäten -er ersten Hypothek zu
begleichen. Um in solchen Fällen eine Zwangsversteigerung
zu vermeiden, ist in der Notverordnung vorgesehen, daß für
diese Betriebe die einstweilige Einstellung - er
Zwangsversteigerung  auch dann vorgenommen wer¬
den kann, wenn die Nichterfüllung der Verbindlichkeit auf
außerordentliche Verluste der Betriebser¬
trägnisse  durch Unwetter oder Viehseuchen znrückzu-
ftthren ist oder darin ihren Grund hat, daß die Preise - er
Produkte hinter den Stand der Preise für landwirtschaftliche
Erzeugnisse seit Ende 1930 außerordentlich zurückgegangen
sind. Unter den gleichen Voraussetzungen sollen die Pächter
gegen eine Kündigung des Verpächters bas PachteinigungS-
amt anrufen können. Endlich ist der für Milchgeldfor-
derungen  bis zur diesjährigen Ernte gegebene Voll¬
streckungsschutz bis zur nächsten Ernte  verlängert wor¬
den. Die Regierung weiß, daß diese Maßnahmen nur ein An¬
fang sind. Insbesondere kennt die Reichsregterung ihre
Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß die Arbeitslosen im Win¬
ter nicht zu hungern brauchen. So wird die Fleischverbilli¬
gungsaktion wieder in Gang gesetzt werden.

Die Reichsregierung hofft, den Beweis erbracht zu haben,
daß sie -war die friedliche Zusammenarbeit mit den Völkern
erstrebt, ihr sogar schwere Opfer bringt , - aß sie aber nicht ge¬
willt tst, das deutsche Volk in einen kosmopolitischen Urbrei
zu verwandeln, der jede nationale Kraft und jedes herzhafte
„An-sich-selbst-Glauben" - eis Volkes erstickt.

Tages-Spiegel
Der Reichsernährnngsminister hat in einer in München ge¬

haltene« Rede das Agrarprogramm der Neichsregierung
in seine« wesentlichen Zügen bekannt gegeben.

In Genf erhielt Reichsanßenminister v. Neurath Besuch«
Hendersons «nd des italienisch. Delegationssührers Aloisi.

*
Der französische Ministerpräsident Herriot hat gestern eint

politische Rede gehalten, in der er aus der deutsche»
Glcichberechtignngssorbernng eine solche der Aufrüstung
machte.

*

Zwischen Japan und der Sowjetunion ist ein Abkomme»
über, die Versorgung ber japanischen Flotte mit russischem
Petroleum abgeschlossen worden, dem große politische Be¬
deutung für die Lage im Ferne « Osten zukommt.

>»
In Basel stiegen gestern 15 Freiballons zum 29. internatio¬

nale« Gordon-Bennet-Flug auf. Deutschland ist mit de»
Ballons „Deutschland", „Barmen " «nd „Stadt Essen" ver¬
treten.

Neue Unterredungen in Genf
TU. Gens» 26. Sept . Der Neichsaußenminister hatte am

Samstag eine Unterredung mit dem Präsidenten der Ab¬
rüstungskonferenz, Henderson,  die aus einen persönliche»
Wunsch Hendersons zuriickging. Nach der amtlichen Mit¬
teilung haben die beiden Herren die Entwicklung, die die
gegenwärtige Situation in der Abrüstungsfrage herbeigeführt
hat, in freundschaftlicher Form durchbesprochen. Irgendwelche
Entscheidungen konnten von den beiden Herren nach Lage
der Sache nicht getroffen werden.

Der Kabinettschef Mussolinis, Botschafter Baron Aloist
stattete am Sonntagvormtttag dem Reichsaußenminister im
Hotel Carlton einen Besuch ab. Die längere Unterredung
trug einen ausgesprochen vertrauensvollen und freundschaft¬
lichen Charakter. Die Uebereinstimmung, die hinsichtlich-er
deutschen und italienischen Negierung in der grundsätzliche»
Haltung zur Abrüstungssrage besteht, ist in dieser Unter¬
redung von neuem zum Ausdruck gekommen.

Neurath beabsichtigt vorläufig, Mitte der Woche abzu¬
reisen. Die Initiative für eine förderliche Wetterführung
der Verhandlungen über die Gleichberechtigungsfrage liegt
in Zukunft ausschließlich bei den Vertretern Frankreichs.

*

Rückgabe der japanischen Völkerbnndsmandate a»
Deutschland?

Aus Washington  verlautet , daß in Genf ein Pla»
ausgearbeitet werde, die von Japan verwalteten Sttdsee-
Mandate an Deutschland zurückzugeben, falls Japan aus dem
Völkerbund austreten sollte.

Neue Winkelzüge Herrlots
Er stellt die „Wiederaufrüstung" Deutschlands fest.

TU. Paris , 26. Sept . Während eines Festessens, das der
Präsident - es Finanzausschusses der Kammer, Malvy,  zu
Ehren des französischen Ministerpräsidenten am Sonntag i»
Gramat gab, beschäftigte sichHerriotin  einer großen Rede
mit finanz- und wirtschaftspolitischen Fragen , vor allem aber
mit - er Abrüstung,.Sicherheit und der deutschen Gleichbercch-
tigungssorderung . Herriot benutzte die Gelegenheit, um ge¬
gen die deutsche Forderung Stellung zu nehmen und di«
R e i chs r e g ie ru n g Ser offenen Verletzung bei
Versailler Vertrages zu beschuldigen.  Die
Schaffung des Reichskuratoriums für Jugen -ertttchkigung
bezeichnet« Herriot als die Vorbereitung der Ju¬
gend zum Kriege.  Ferner betonte er, daß eine Wieder¬
aufrüstung Deutschlands die Wiederkehr neuer Wahnsinns,
taten bedeuten würde. Und es handele sich um eine Wie¬
deraufrüstung Deutschlands.  An Beweisen dafür
mangele es nicht. Herriot spielte hierbei auf Aeußerungen des
Reichswehrministers v. Schleicher an.

In seinen weiteren Ausführungen forderte er mora¬
lische Abrüstung und Sicherheit.  Er sagte zum
Schluß: Man muß ein F r i e d e n s sta t u t errichten, dass
alle europäischen Völker in dem gleichen Zustand der Sicher¬
heit vereint und das selbstverständlich Deutschland seine volle
Sicherheit garantiert . Er glaube zu wissen, baß hervorragende
Mitglieder des Völkerbundes gegenwärtig ein Programm
ausarbeiteten , das die Abrüstung in ein Verhältnis zur
Sicherheit stellt. Unter den gegenwärtigen Umständen beab¬
sichtige Frankreich auf der völligen Achtung der Fricdensvcr-
träge und der Bölkerbundssatzung zu verharren.

Ministerpräsident Herriot hat sich unmittelbar nach seiner
Rede in Gramat im Kraftwagen nach Genf begeben, wo er
beute nachmittag eintreffen wird.



Gedanken zur Wirtschaftsnotverordnung
Bon kirchlicher Seite sind wir um Aufnahme des

Nachstehenden Aufsatzes, dessen Berfasser der Theologe Kurt
Herberger  in Leipzig ist, gebeten worden.

Die Schriftltg.
Die Notverordnung „zur Belebung der Wirtschaft" folgt

den Vorschlägen der Arbeitgeberverbände: Senkung jbzw.
Rückvergütung) der Steuern und der Löhne, Auflockerung
des Tarifvertrags . Wir alle hoffen, baß bas erstrebte Ziel,
die Wiedereingliederung von etwa einundeinviertel Milli¬
onen Arbeitsloser in den Wirtschaftsprozeß erreicht werbe.
Freilich gewaltige Opfer werben abermals der deutschen
Arbeiterschaft aufgebürbet, diesmal soweit sie noch in Arbeit
steht, nachdem die Juniverordnung alle Arbeitslosen, Inva¬
liden und Rentner aufs härteste traf.

Die Verordnung „zur Vermehrung und Erhaltung der
Arbeitsgelegenheit" bedeutet eine Lohnkürzung  bis zu
12 v. H. In gefährdeten Betrieben kann der Lohn bis zu
20 v. H. gesenkt werden. Wie hoch sind gegenwärtig die deut¬
schen Löhne? „Der Deutsche", die Tageszeitung der Christ¬
lichen Gewerkschaften, veröffentlichteam 31. August folgende
Reihe von Spitzenstundenlöhnen aus den verschiedenen In¬
dustriegebieten: In der Metallindustrie Brandenburgs be¬
trägt der tarifliche Stundenlohn eines Fabrikarbeiters öS
und S6 Rpf. Die durchschnittlichen Schichtlöhne (7 bzw. 8
Stunden ) im Steinkohlenbergbau find für Oberschlesien 5,46,
für Nteöerschlesten 5,3ö, für Niedersachsen SM, für Rhein¬
land und Westfalen 7,08, für Aachen 6,30 RM .: im Erzberg¬
bau liegen sie um 5,30 RM . Im Rheinisch-westfälischen Holz¬
gewerbe geht die Spanne für einen Arbeiter von 86 bis
6S Rpf. Im LithographiesteingebietMittelfranken erhält der
ledige Arbeiter die Stunde 46 Rpf., der verheiratete Hilfs¬
arbeiter S4 Rpf., der verheiratete Fertigmacher und Ab¬
sprenger 60 Rpf., der Maschinenschleiser S6 Rpf., der Hand¬
werker 62 Rpf. und Arbeiterinnen 35 Rpf. In der Textil¬
industrie Ostsachsens betragen die Stunüenlöhne der Zeit¬
lohnarbeiter 47 bis 52 Rpf., der Zeitlohnarbetterinnen 35
bis 42 Rpf. In der schlesischen Schuhindustrie erhält der
Arbeiter in Ortsklaffe 1 die Stunde 70 Rpf., di« Arbeiterin
52 Rpf. Der Durchschnittslohn für Zigarrenarbeiter beträgt
nach der neuesten Erhebung rund 29 Rpf. Die Wochenlöhne
der landwirtschaftlichen Arbeiter in der Pfalz liegen im
Sommer zwischen 4,40 und 6,15, im Winter zwischen 2,90 und
4,10 RM . Bon den Arbeitslöhnen gehen Steuern und Sozial-
beiträge ab. Tatsächlich arbeiteten bereits vor einem Jahre
die noch Beschäftigten im Durchschnitt nicht mehr als fünf¬
einhalb Stunden täglich. Im Mai dieses Jahres verfuhren
die noch arbeitenden Bergleute im Steinkohlenbergbau im
Durchschnitt nur noch 19 Schichten. Nach den Ausweisen über
die vereinnahmten Wochenbeiträgeder einzelnen Lohnklaffen
in der Invalidenversicherung verdiente im Jahre 1931 die
Hälfte aller deutschen Arbeiter und Arbeiterinnen nur bis
24 RM . in der Woche.

In gleicher Weise wie die weitere Herabdrückung des
Lebensstandards unserer Arbeiterschaft erfüllt uns derEin -
bruch inbasTarifwesen  und die unumschränkte Voll¬
macht der Regierung für einen Umbau unserer gesamten
Sozialversicherung mit Besorgnis . Wie auch auf der dies¬
jährigen Jahrestagung des Evangelisch-Sozialen Kongreffes
eindrucksvoll gezeigt wurde, stehen wir gegenwärtig aller¬
dings vor Ser großen Aufgabe, „einen angemessenen Aus¬
gleich zwischen den wirtschaftlichen Möglichkeiten und Len
sozialen Notwendigkeiten zu suchen". Zwar erklärt die Re¬
gierung: „Die Lebenshaltung der deutschen Arbeiterschaft soll
gesichert und der soziale Gedanke gewahrt bleiben. Der Tarif¬
vertrag bleibt in seinen begrifflichen Merkmalen unberührt ".
Und der Reichskanzler sieht „den wertvollen Kern des Tarif¬
gedankens . . . in der Sicherung der Existenzgrundlage des
Arbeitnehmers, in der Verhinderung unlauterer Lohnkon¬

kurrenz und vor allem in der arbeitsgemeinschaftlichenZu¬
sammenarbeit der beiderseitigen Verbände." Aber die bloße
Sicherung eines Existenzminimums ist noch nicht der Sinn
des Tarifwesens. Das Existenzminimum ist in einem wahr¬
haft sozialen Volksstaat jedem Glied des Volkes unmittel¬
bar gewährleistet. Wir alle tragen gern die Steuerlasten , die
den Arbeitslosen ihr Leben fristen helfen. Der Sinn des I
Tarifwesens ist die Anerkennung des Arbeitnehmers als
gleichberechtigten Partners im Wirtschaftsprozeß. Der un¬
abdingbare Tarifvertrag ist das einzige Mittel , mit dem sich
der Lohnarbeiter einen größeren und gerechteren Anteil am
Sozialprodukt und damit die kulturelle und wirtschaftliche
Hebung seines Standes legal erkämpfen kann. Gehen in der
Zeit der Krise verständlicherweise auch die Tariflöhne zurück,
so gewinnt die gesellschaftliche Wertung des Arbeiters , wie
sie in der Tarifordnung zum Ausdruck kommt, doppelte Be¬
deutung. Der Arbeiter bekommt die Krise in Arbeitslosig¬
keit, Kurzarbeit und Lohnsenkung ohnedies am empfindlich¬
sten zu spüren. Um so peinlicher sollte seine arbeitsrechtliche
Stellung als gleichberechtigter Staatsbürger und Wirtschafts¬
partner unangetastet bleiben. Wenn aber nach der neuesten
Notverordnung der Arbeitgeber bei Neueinstellung von Ar¬
beitern von sich aus den Lohn der Belegschaft kürzen darf,
wenn für gefährdete Betriebe der Schlichter, ohne die Ge¬
werkschaften zu hören, das Einkommen des Arbeitnehmers
bis um 20 v. H. mindern kann, bann ist die Unabdingbarkeit
des Tarifvertrags durchbrochen und die arbeitsgemeinschaft-
liche Zusammenarbeit aufgehoben. Der Leipziger Arbeits¬
rechtler Lutz Richter schreibt in der Zeitschrift „Wege zur
Arbeit", es lasse sich der Eindruck nicht verwischen, als ginge
der Kampf der Arbeitgeber gegenwärtig gar nicht nur um
eine Anbringung kleiner Verbesserungen in der bestehen¬
den Art Ser Lohngestaltung, sondern „um den Tarifvertrag
überhaupt und um Beibehaltung oder gänzliche Beseitigung
der kollektiven Beeinflussung der Arbeitsbedingungen und
der von der Allgemeinheitherkommendenstaatlichen Einfluß¬
nahme darauf". Aber „die Zurückbrängung der Arbeiter¬
koalitionen und der Tarifpolitik wäre, abgesehen von den im
Interesse der Wirtschaftlichkeiterforderlichen Korrekturen,
geradezu ein Verbrechen an unserem, an der niedrigsten
Grenze des Existenzminimums angelangten arbeitenden
Volk in Stadt und Land" stellte der Ehrenpräsident des
Evangelisch-Sozialen Kongresses, Professor Baumgarten , in
Karlsruhe fest.

Nur durch Sie größten Opfer kommen wir durch den Eng¬
paß dieser Krise hindurch. So viel lastet aber schon auf den
breiten Massen unseres Volkes, daß diese schwersten Ein¬
schränkungen nur dann tragbar sind, wenn sie durch eine um
so größere Gerechtigkeit  ausgewogen werden. So for¬
mulierte Gertrud Väumer auf der Jahrestagung des Kon¬
greffes die christliche Haltung gegenüber den Gegenwarts¬
nöten. Am 28. Juli schrieb der Präsident des Deutschen Evan¬
gelischen Kirchenausschuffes an den Reichskanzler im Zusam¬
menhang mit der Bitte um Zurücknahme der Härten der
Notverordnung vom 14. Juni , „daß derartige Entbehrungen
nur auf allerkürzeste Zeit getragen werden können, und auch
nur dann, wenn alle Kreise unseres Volkes zu ähnlichen
Opfern herangezogen werden." Wir begrüßen, daß die neue
Notverordnung in die Gehaltsgestaltung aller vom Reich
subventionierten Betriebe eingreift. Der Reichskanzler hat
sich dazu bekannt, „das neue Deutschland auf der Grundlage
der unveränderlichen Grundsätze der christlichen Weltanschau¬
ung aufbauen helfen" zu wollen. So dürfen wir erwarten,
daß er mit der gleichen Schärfe und Entschiedenheit, mit der
die Eingriffe in die Existenz- und Rechtsgrundlage der
Arbeitnehmerschafterfolgt sind, auch eine Senkung der per¬
sönlichen Einkommen der gesamten Arbettgeberschaft, soweit
diese nur irgend gesetzgeberisch durchführbar ist, erzwingt.

der „deutschen Rüstungen" vorläufig verzichte — Der neue
schwedische Ministerpräsident Per Albin Hanffon hat dem
König .seine Ministerliste überreicht. Das Kabinett ist be»
kanntlich sozialdemokratisch. Außenminister ist Sandler , der
früher Ministerpräsident in einer anderen sozialdemokrati»
schen Regierung war. — Die Ernährungslage in ^ owjetruß-
land ist derart schlecht, baß die Sowjetregierung verschärfte
Verordnungen über die Ablieferung von Nahrungsmitteln
seitens der bäuerlichen Kollektive erlaffen hat. — Die Han¬
delskammer der Vereinigten Staaten , die Repräsentantin der
Handelsinteressen des Landes, faßte den Beschluß, die all-
gemein« Einführung der 40-Stundenwoche zu unterstützen,
die zur Bekämpfung Ser Arbeitslosigkeit für notwendig ge-
halten wird.

Die Städte zur Verwaltungs¬
und Finanzreform

TU. Weimar, 25. Sept . Der Präsident des Deutschen
Städtetages , Dr . Mulert,  nahm Gelegenheit, zu Vertre¬
tern der Presse über bedeutsame Fragen der Staats - und
Kommunalpolitik und über die Nöte und Forderungen der
deutschen Städte zu sprechen. Er führte u. a. aus : Reform
des Staates und Verwaltungsaufban  ist brin¬
gendes Gebot. Es muß jetzt Ernst damit gemacht werden,
an Stelle der Reibungen und Ungleichheiten zwischen Reich,
Ländern und Gemeinden aus der Initiative - es Reiches
heraus zu positiver Zusammenarbeit zu kommen. Es ist be¬
dauerlich, daß die preußische Verwaltungsreform zunächst
allein die staatlichen Angelegenheiten regelt. Ein solches Ver
fahren birgt die Gefahr unorganischer Lösung in sich.

Auch unter den jetzigen schwierigen Verhältnissen ist es
durchaus nötig, die Gemeindeverwaltungen lei¬
stungsfähig  zu erhalten. Die darnach erforderlichen
organisatorischen Maßnahmen müssen mit größter Beschleu¬
nigung durchgeführt werden. Im Vordergrund steht die
schwere Sorge : Werden die Städte auch in den kommenden
Krisenmonaten imstande sein, die Erwerbslosen zu
ernähren?  Seit Mitte Juni ist die Zahl der Wohlfahrts¬
erwerbslosen stark gestiegen. Der gesamte Fehlbetrag der
Gemeinden für 1932 wird sich auf 500 bis 600 Millionen RM,
belaufen. So geht es einfach nicht weiter. In wenigen Mona¬
ten werden viele Stadtverwaltungen vor der ernsten Frag»
stehen, ob sie die Zahlung der Unterstützungen oder ihren
Anleihendienst einstellen sollen. Dotationen können hier nicht
mehr helfen, sondern grundlegende Reformen.  Di<
Pläne und Maßnahmen der Neichsregierung zur Arbeits¬
beschaffung werden von den Städten begrüßt. Mit der finan
zielten Neuordnung der Arbeitslosenhilfe würde im Nahmen
der Befriedigung des ordnungsmäßigen Bedarfes ein be-
sonders starker Antrieb der Wirtschaft erfolgen.

Der badische Staatspräsident
gegen die Regierung Papen

TU. Karlsruhe , 25. Sept . In einer Versammlung der
Zentrumspartei befaßte sich Staatspräsident Dr . Schmitt
mit 5er innenpolitischenLage. Er bemerkte, die unvermittelte
Auflösung des Reichstages sei eine Tragödie nach Ser sach¬
lichen und nach der formellen Seite . Das Ziel der Auf¬
lösung des Reichstages sei die Verhinderung der Mehrheits¬
bildung durch Nationalsozialisten und Zentrum gewesen. Es
werde aber immer deutlicher, daß die Auflösung eine
schon von vornherein beschlossene Sache  ge¬
wesen sei. Reichskanzler v. Papen habe die Verfassung
nicht eingehalten.  Das sei die Auffassung der ge¬
samten Zentrumspartei . Die Verfassungswidrigkeit des Vor¬
gehens sei zu ersehen 1. in der Absetzung der Preußenregie¬
rung und 2. in der wiedererfolgten Auflösung des Reichs¬
tages. Diese bedeute einen schweren Schlag gegen den Ge¬
danken des Rechtsstaates, gegen den Parlamentarismus und
eine schwere Schädigung der Autorität des Reichspräsidenten.

Das nationalsozialistische
Wirtschaftsprogramm

— Frankfurt a. M.»25. Sept . Der Wirtschaftspolitiker der
NSDAP ., Gottfried Feder,  stellte in einer Wahlversamm¬
lung bas nationalsozialistische Programm der letzten Verord¬
nung der Regierung Papen gegenüber. Die nach der letzten
Regierungsverordnung geplanten Steuergutscheine bezeich¬
net« Feber als Utopie. Das Bolksganze werde von diesen
Gutscheinen so gut wie nichts haben. Von noch geringerem
Erfolge werde der zweite Teil der Papenschen Verordnung
sein, der bas Arbeitsbeschaffungskapiteldarstelle. Der Arbeit¬
geber, der bis zum letzten Augenblick alles getan habe, um
seine Arbeiter und Angestellten zu beschäftigen, werde stark
benachteiligt. Dagegen werde der Arbeitgeber, der sofort beim
Nachlaßen der Beschäftigung seine Leute ans die Straße ge¬
setzt habe, für sein unsoziales Verhalten belohnt.

Demgegenüber erläuterte Feder das Programm der
NSDAP ., dessen oberster Grundsatz „Arbeit schafft Geld"
sei. Der Staat müsse in erster Linie als großer Auftraggeber
in Erscheinung treten. Als derartige Arbeiten nannte der
Redner Straßenbau , den Bau von großen Kraftzentralen,
Schutzbauten zur Verhinderung von Hochwasserschäden, land¬
wirtschaftliche Siedlungen , Heimstättensiedlungenund Schutz¬
maßnahmen für die Grenzbevölkerung. Das alte Finanzie¬
rungssystem durch Anleihe und Bankkredite müsse zu immer
neuem Elend führen, daher müsse sich die Regierung in aus¬
geprägterem Maße auf ihr Geldschöpfungsrecht  be¬
sinnen. Es käme nicht darauf an, ob der Umlauf durch Gold
ober Silber gedeckt sei. Die Hauptsache sei, daß der Tatwille,
der Wille des Volkes hinter dem Projekt stehe, was zu finan¬
zieren ist. Während man auf der einen Seite einen Kredit
gebe, würden die dafür aufgewandten Mittel sofort durch den
geschaffenen Wert wieder gedeckt, namentlich wenn man sich
darauf beschränke, Werte zu schaffen, deren Produktivität
außer Frage stehe. Während also das Programm Papen so¬
wohl von der praktischen wie auch von der finanziellen Seite
versagen müsse, könne durch das Programm der NSDAP,
die Arbeitslosigkeit in verhältnismäßig kurzer Zeit ganz er-
Leblick vermindert werden.

Politische Kurzmeldungen
Berliner Pressemeldungen zufolge soll in Regierungs¬

kreisen ernsthaft der Plan erwogen werben, an einer be¬
sonderen Stelle, die etwa zwischen Reichskanzlei und Prefse-
abteilung stehen wird, die gesamte für die Zwecke der Reichs¬
regierung arbeitende Propaganda zusammenzufassen. Diese
Propaganda soll beweglicher gestaltet und alle modernen Mit¬
tel in ihren Dienst gestellt werden. — Nach zuverlässigen In¬
formationen wird Reichswehrminister v. Schleicher demnächst
deutsche Militärattachees an allen großen Botschaften ernen¬
nen. — Nach statistischen Erhebungen des Schlichters für die
Provinz Brandenburg sind seit dem 15. ds. Mts . im Gebiet
der Provinz Brandenburg , Berlin und Ser Grenzmark ins¬
gesamt in 66 Betrieben 1651 neue Einstellungen erfolgt. —
In dem Tarifstreit im Ruhrbergbau fällte der Schlichter
Prof . Brahn einen Schiedsspruch, durch den die Lohnorbnung
unverändert um 4 Monate verlängert wird. — Die neueste
Nummer des „Kyffhäuser" meldet, daß die durch die Vor¬
gänge bei der Reichsprästdentenwahl zwischen dem Kyff-
hüuserbund und dem Stahlhelm eingetretene Entfremdung
durch persönliche Vermittlung des Reichspräsidentenbeigelegt
worden sei. — Die nationalsozialistischeFraktion des Säch¬
sischen Landtags hat einen neuen Antrag auf Auflösung des
Sächsischen Landtags «ingebracht. Außerdem setzt sich die Frak¬
tion für die Zusammenlegung der sächsischen Gemeinde¬
wahlen, bi« auf den 13. November angesetzt sind, mit der
Reichstagswahl ein. — Zum Nachfolger des Grafen Gravina,
dessen Amtszeit im nächsten Jahre abgelaufen gewesen wäre,
ist nach Meldungen der polnischen Presse der Däne Hjalmar
Rosting ausersehen, ein Mann , der als ausgesprochener
Polenfreund gilt. — In Brünn (Tschechoslowakei) wurden
7 Sudetendeutsche, die eine nat .-soz. Organisation gebildet
hatten, zu der unerhört harten Strafe von 1 bis zu 3Jahren
Gefängnis verurteilt . Die naturnotwenöige Folge des Brün-
ner Urteils wird sein, daß die ohnehin schon bestehende Ver¬
bitterung im nationalen Sudetendeutschtum eine Vertiefung
erfahren wird, die beiden Völkern der Tschechoslowakei nur
zum Nachteil gereichen muß. — Herriot soll im Pariser
Kabinettsrat erklärt haben, daß e» auf die Veröffentlichung

Kleine politische Nachrichten
Kommunistische Ausschreitungen i« Köln. Die KPD . ver-

nstaltete am Sonntag in der Kölner Nheinlandhalle eine
Kundgebung. Während diese Veranstaltung ruhig verlief,
am es im Lause des Tages in der Stadt zu Ausschreitungen.
So wurden am Nachmittag in Köln-Kalk Polizeibeamte, die
inen kommunistischen Umzug auflösen wollten, mit Steinen
flaschen usw. beworfen und auch beschossen. Die Beamten
rußten schließlich von der Schußwaffe Gebrauch machen. Ein
kommunist wurde tödlich, zwei Polizeibeamte leicht verletzt.

Erhöhung des Brennrechts ans 85 Prz . beschlossen. Der
Zeirat der Reichsmonopolverwertung für Branntwein hat
i. a. beschlossen, das Brennrecht von 70 auf 85 Prz . zu er-
öhen und zwar im Hinblick auf den erhöhten Bedarf in-
olge der Erhöhung des Beimischungszwanges für Treib-
toffe. Der Uebernahmepreis wurde auf 48,30^ gesenkt.

Ende des Weberstreiks in Lancashire. Nach vierwöchiger
dauer des Weberstreiks in Lancashire ist nunmehr endlich
- unter beträchtlichen Zugeständnissen der Arbeitgeber —
ine völlige Einigung zwischen den Fabrikanten und en
Webern erreicht worben. Damit geht der Rresenstretk,
>em rund 200 000 Textilarbeiter beteiligt waren, und der
sie englische Baumwollindustrie etwa 200 Millionen Mart
ostete, seinem Ende entgegen.

Bombenanschlagans Europäer in Indien . Indische Ter-
wristen, die mit gestohlenen Polizeigewehren, Revolvern
md Bomben bewaffnet waren, überfielen in der Nacht zum
Sonntag bas Assam-Bengal-Eisenbahntnstitut in Chittagong
Bengal), wo sich eine europäische Abendgesellschaft versam¬
melt hatte. Sie schleuderten eine Bombe in die Versamm-
ung , durch die 3 Europäer verwundet wurden.

Einigung zwischen Kastenhindus und PariaS . Zwischen
>en Führern der Kastenhindus und der Parias ist in der
Nefängniszelle Gandhis in Bombay eine endgültige Eini¬
gung über die Frage der parlamentarischen Vertretung der
unterdrückten Klassen zustandegekommen. Gandhi stimmte
iem Abkommen zu. Die Bedingungen wurden an Macdo-
uald telegraphiert . Sobald dessen Zustimmung eintrifft , kann
Nandhi seinen Hungerstreik, der bereits über 100 Stunden
gebauert hat, abbreche».



Aus den Parteien
Die Kampfziele des Zentrums

* In einer Kundgebung der Kölner ZentrumSpartet führte
der stellv Vorsitzende der Zentrumspartei , Abg , I 0 0 s u . a.
folgendes aus : Wenn sich die wirtschaftlichen Pläne Papens
verwirklichen sollten , brauchten wir eine Regierung , die mit
der Volksvertretung zusammenarbeite , die die Wirtschaft auf¬
lockere, aber nicht so, daß den einen die Opfer aufgebürdet,
den anderen die Geschenke gegeben würden . Auch die Pro¬
duktionskosten des Staates müßten der Nationalisierung un¬
terworfen werden . Das könne zu einem Umfall unseres
Steuerwesens führen , zu neuem Ausgleich zwischen direkten
und indirekten Steuern . Es sei gefährlich , wenn der Grund¬
satz des Staates , die V e r f a s s u ng , leicht genommen werde.
Man solle nicht mit Konflikten spielen . Bismarck habe jahre¬
lang gegen das Parlament regiert , aber nicht jeder Staats¬
mann sei ein Bismarck . Der bevorstehende Wahlkampf werde
härter sein , als der bisherige . Die Parole des Zentrums
laute : Gesundung durch Befriedung.  Für eine
Regierung , die die Volksvertretung achte, die sich auf dem
Wege sozialer Gerechtigkeit bewege , und die das deutsche
Recht in zäher Ausdauer mit Mitteln des Friedens suche und
damit den deutschen Aufstieg begründe.

Knbe über den Wahlkampf

Die NSK . bringt einen Artikel mit der Ueverschrift : „Der
Wahlkampf ist eröffnet !", worin der Verfasser , Landtagsabg.
Kube,  u . a. schreibt : Wir sehen in der Reichstagsauflösung
vom 12 September nur den verzweifelten Versuch , die reak¬
tionären Kreise der DNVP . und der DVP . unter allen Um¬
ständen in die bann notwendige Regierungsbildung etnzu-
ziehen . Eine neue Reichstagsauflösung mit der ewig alten
Begründung , Hitler dürfe nicht an die Macht , würde die
Fundamente des deutschen Staatslcbens aufs schwerste er¬
schüttern . Eine Uebernahme der politischen Leitung durch die
Kreise um Hugenberg findet nach dem 6. November so wenig
unsere Anerkennung und Billigung wie vorher . Es handelt
sich bei dem nun beginnenden Neichstagswahlkampf nur um
den kläglichen Versuch , unter allen Umständen den Zeiger
der Weltenuhr rückwärts zu stellen.

Kube wendet sich dann gegen die Angriffe — insbeson¬
dere der Deutschnationalen — wegen der Verhandlungen der
Nationalsozialisten mit dem Zentrum und bemerkt dazu , der
Nationalsozialismus habe bei allen Koalitionen in den Län¬
dern bisher gezeigt , daß er auch nicht einen Punkt von sei¬
nen Forderungen aufzugeben gewillt sei.

Nationalsozialistische Antwort an Hans Grimm
«nd August Winnig

Unter der Ueverschrift „Eine Frage und eine Antwort"
nimmt die Pressestelle der Reichsleitung der NSDAP , zu der
in der „Berliner Börscnzeitung " veröffentlichten „Oeffent-
lichen Bitte " von Hans Grimm und August Winnig Stel¬
lung . Sie erklärt hierzu u. a.: Die nationalsozialistische Be¬
wegung läßt sich weder in eine klassenkämpferische Arbeit¬
nehmerfront noch in eine klassenkämpferische Arbeitgcber-
front Hineintreiben . Wer eine solche Möglichkeit überhaupt
für gegeben hält und diskutiert , beweist , daß er den Sinn der
nationalsozialistischen Bewegung nicht begriffen hat , denn
eines seiner Hauptziele steht der Nationalsozialismus gerade
in der Ueberwindung des Klassenkampfes.
Wenn heute die Negierung v. Papen und eine neben ihr
stehende kleine reaktionäre Schicht den ebenso aussichtslosen
als unverantwortlichen Versuch unternehme , diese durch
Adolf Hitler neu geschaffene Front des deutschen Volkes
durch unsoziale Maßnahmen  zugunsten einseitiger
Sonderinteressen zu zerstören , so bleibt die nationalsoziali¬
stische Bewegung sich selbst und ihrem Kampf für die Volks¬
gemeinschaft treu,  wenn sie diesem Zerstörungswerk mit
allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln entgegentritt.

Ein Wort zum neuen Wahlkampf
Vom Evangelischen Presseverband fü

Württemberg  wirb uns geschrieben:
Wieder steht unserem Volk ein schwerer Wahlkampf b

vor . Nach den Erfahrungen der letzten Wahlkämpfe kar
man der Art , wie nun aufs neue die politischen Auscinai
Versetzungen erfolgen und um die Stimmen der Wählerscha
geworben werden mag , nur mit ernstester Sorge cntgegei
sehen . Werben nun wieder die parteipolitischen Leidenscha
ten bis zum Aeußersten aufgcpeitscht ? Wird eine neue Wel
politischen Hasses über unser Volk öahinbrausen ? Wird au
neue Mut und Wille zum Aufbau gelähmt , das Vertraue
zum Staat erschüttert werden ? Oder wirb endlich so etwc
aufwachcn wie das Gefühl deutscher Schicksalsverbundeiihcii
Wirb man bei dem schweren Los , das die Ueberzahl d«
Deutschen in allen Schichten zu tragen hat , aufhören , nr
auf Sttnbenböcke Jagd zu machen , und innewerden , daß b
erste Bedingung des Aufstiegs die Losung ist : „Einer trax
des andern Last"? Wird bei der Aussprache über die Wec
zur deutschen Freiheit und zum wirtschaftlichen Aufba
endlich einmal die Sachlichkeit zur Geltung kommen sta
des Schlagwortes?

mr 2eit zur Selbstbesinnung für die Parteien
, ^ hineinhört , der nimmt bei einfachen wie b,
hochgebildeten , bet den Aelteren wie in den Kreisen der Ir
gend in steigendem Maß eine Stimmung wahr , die von de
Parteien und ihren Führern sehr ernsthaft beachtet werde
soltte . Immer häufiger hört man sagen : „Wem soll ma

Ich klaube überhaupt nichts mehr !" Man i
^rteiwesens satt geworden , man verzichtet ar

den Besuch der Wahlversammlungen , man wirft die Wahl
Nn -Matter weg „weil man ja doch bloß angelogen wird
Man , ,t es müde , sich vor der Wahl Versprechungen mache
S» lassen , die sich nachher als unmöglich erweisen . Man i
es müde . Volksgenossen , mit denen man im alltäglichen L<
wil '» ^ Ee und Nachbarschaft zusammengefüh,
n rs , als Volksfeinde , Vaterlandsverräter , Reaktionäre un

Menschen verdächtigen zu lassen , nur weil si
aus Einstellung haben . Man ist es müdl
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Neue Notverordnungen in Württemberg
Wichtige Mitteilungen der Regierung im Finanzausschuß des Landtags — Die Finanzlage des Landes — Etatsdesizit
1SS2-3S 13,6 Millionen NM ? Kassenabmangel jetzt 8,88 Mill . — Neue Notverordnungen mit Änderung des Zeitpunkts

der Auszahlung der Veamtengehälter — Einführung der Schlachtstener ab 1. Oktober 1832.
Auf der Tagesordnung der Sitzung des Finanzausschnsies

des württ . Landtags vom Samstag stand bescheiden : „Ent¬
gegennahme von Mitteilungen der Negierung ". Die Sitzung
selbst war eine hochbedeutsame , betrafen doch die Mittei - .
lungen der Regierung die Darstellung der Finanzlage des
Landes und die von der Regierung beabsichtigten Maßnah¬
men zu einer starken Verminderung des Defizits des Etats.

Finanzminister Dr . Dehltnger  gab eine eingehende
Ueberstcht über die Lage der württ . Staatsfinan-
z e n. Der Abmangel für das Etatsjahr 1932-38 berechnet sich
nunmehr auf 13,6 Mill . NM . Das Kassendefizit , das der
Finanzminister in seiner LandtagSrede am 3. Juni bereits
mit 9,5 Mill . NM . feststellte , ist inzwischen auf 9,85 Mill . ge¬
stiegen . Statt 16 Mill . hat der Finanzminister nur noch 5
Mill . in der Staatshauptkaffe . Die Ursache liegt in dem
weiteren starken Rückgang der Steuererträgnisse . Während
die Landessteuer nur umN Mill . NM . zurückgegangen ist,
droht bei den Neichssteuerüberweisungen ein Ausfall um 25
Mill . : das Reich selbst hat einen Ausfall von 390 Mill . In
der Konferenz der Finanzminister mit dem Reiche habe man
sich mit der Frage beschäftigt , wie den Ländern höhere Ein¬
nahmen gegeben werden können . Vorerst sei da aber nichts
zu erhoffen . Es wurde von Reich und Ländern ein Aus¬
schuß eingesetzt zwecks Untersuchung von weiteren Erspar¬
nismöglichkeiten . Die Hauptzwecke seien hier eine Ju¬
stizreform und die Prüfung der Personalaus-
gaben.  Württemberg habe bei dieser Lage die verantwort¬
liche Pflicht , von sich aus für eine möglichste Ausgleichung
des Etats Sorge zu tragen . Ein geordneter Staatshaushalt
sei erste Staatsaufgabe . Die Regierung habe daher den Er¬
laß einer 6. und 6. Notverordnung vorbereitet.

Der Finanzminister erörterte den Inhalt dieser geplan¬
ten Notverordnungen . Die „Fünfte Notverordnung des
Staatsministeriums zur Sicherung des Haushalts von Staat
und Gemeinden " sicht als Hauptpunkt vor eine Aenderung
des Zeitpunktes der Auszahlung der Dienst - und
Versorgungsbezüge.  Bestimmt wird hier : „Die mo¬
natlich vorauszahlbarcn Dienst - und Versorgungsbezttge der
Staatsbeamten und ihrer Hinterbliebenen werden zur Hälfte
des Monatsbetrages im voraus bezahlt . Der Rest der in
Abs. 1 genannten Monatsbezüge wird am letzten Werktag je¬
den Monats nachbczahlt . Das nähere bestimmt das Finanz¬
ministerium : es ist insbesondere ermächtigt , zur Vermeidung
von Härten schrittweise zu der neuen Zahlungsweise über¬
zugehen ."

Die Vorschriften gelten auch für die Angestellten des
Staates . Für die Gemeinden , Amtskörperschaften und
Zweckverbände gilt Art . 38 der 3. Notverordnung des Staats¬
ministeriums entsprechend . Art . 8 der 3. Notverordnung
erfährt verschiedene Aenderungen . Durch eine „Sechste Acn-
derung des Körperschastsforstgesctzes " erhält dessen Art . 12
eine wichtige Aenderung . Der jährliche Bewirtschaftungsbei¬
trag der Körperschaften an die Staatskasse für den Aufwand
der technischen Betriebsfiihrnng des Waldes wird für das
am 1. Juli 1932 beginnende Bcitragsjahr herabgesetzt . Hier¬
durch entsteht dem Staat ein Ausfall von 159 099 RM.

Art . 4 der Fünften Notverordnung sicht eine weitere
Hinausschiebung der Durchführung des ach¬
ten Schuljahres  vor . In den Gemeinden , für die das
Kultministerium auf Antrag des Gemeinderats die Hinaus¬
schiebung nach dem Gesetz vom 7. Mai 1927 bis 1. März 1933
genehmigt hat , wird über diesen Zeitpunkt hinaus die
Durchführung des 8. Schuljahres bis auf weiteres verscho¬
ben , soweit nicht ein Gemeindcrat etwas anderes beschließt.
Kultminister Dr . Bazille  wies auf die Gründe hin , die
für die seinerzcitige Hinausschiebung des 8. Schuljahres in
den meisten ländlichen Gemeinden maßgebend waren . Es
galt die Vermeidung finanzieller Mehrbelastungen durch
neue Schulräume ober neue Lehrstellen mit einem Kosten¬
aufwand von mehreren Millionen . Die Lage zwang ferner
die Landwirtschaft zur Verwendung eigener Kräfte . Die Not
ist seither nicht geringer , sondern größer geworden . Man
könne unmöglich die Belastungen nun vornehmen und die
Landkreise verärgern.

Die Sechste Notverordnung des Staatsministeriums zur
Sicherung des Staatshaushalts (Fleischsteuergesetz ) sieht die
Einführung der Schlacht st euer  vor . Der Fleisch-
steucr unterliegt die Schlachtung von Rindvieh , Schweinen
und Schafen , die Einfuhr von Fleisch dieser Tiere in fri¬
schem oder znbereitctem Zustand , sowie von Fleisch und

Wurstwaren in das Gebiet des Landes Württemberg (Aus-
gleichsabgabe ). Steuerpflichtig ist, wer Rindvieh , Schweine
oder Schafe auf eigene Rechnung schlachtet oder schlachten
läßt . Die Steuersätze bewegen sich auf der Grundlage von
Bayern und Preußen . Sie gehen für die einzelnen Tiere
je nach Art und Gewicht von 1,59 bis 36 NM . Bei Haus¬
schlachtungen beträgt der Steuersatz für 1 Schwein 2 RM.

Bei Beginn der Aussprache  erklärte zunächst der
nationalsozialistische Vorsitzende , daß der Erlaß von Notver¬
ordnungen nicht in die Verantwortlichkeit des Landtages,
sondern der Regierung falle . Redner des Bauernbundes und
des Zentrums befürchteten von der Schlachtsteuer , daß diese
auf die Landwirtschaft abgewälzt wird . Dagegen müsse man
sich wenden . Die Belastung hieraus betrage etwa 8 Prozent
der Großviehpreise . Redner der Sozialdemokratie und der
Kommunisten lehnten die Notverordnung ab. Von der Sozial¬
demokratie wird die Einschaltung des Landtags verlangt . Es
sei nicht Aufgabe des Landtags , mit Deckungsvorschlägen her¬
vorzutreten . Die Initiative liege hier bei der Regierung . Zur
Schlachtsteuer weist der Finanzminister darauf hin , baß neun
Zehntel der Länder sie bereits haben . Noch nicht eingeführt
sei sie in Württemberg , Hessen Thüringen , Braunschweig und
Mecklenburg . In diesen Ländern stehe sie aber überall zur
Behandlung und fällt demnächst die Entscheidung . Bayern
habe noch eine Wohlfahrtssteuer etngeführt , Preußen den
Einbehalt von 2ch Prozent der Beamtengehälter . In Olden¬
burg habe eine nationalsozialistische Regierung , ohne den
Landtag zu befragen , eine Gehaltskürzung von 3—20 Prozent
mit Hinausschiebung der Gehaltszahlungen vorgenommen,
ferner die Schlachtsteuer eingeführt.

Landtagsprästbent Mergenthaler  erklärt , man solle
den Versuch machen , wegen der Deckung des Defizits , sowie
zur Nachprüfung von Ersparnismöglichkeitcn an den Land¬
tag heranzutreten . Von nationalsozialistischer Seite wird
hierfür als Termin der 11. Oktober vorgeschlagen . Staats¬
präsident Dr . Bolz wies gegenüber Ausführungen verschie¬
dener Redner hin auf die Beantwortung der Großen Anfrage
des Zentrums am 3. Juni 1932 über die Finanzlage des
Landes Württemberg . Die Negierung habe damals gegen¬
über dem Lande volle Klarheit gegeben . Die jetzigen Not¬
verordnungen seien lediglich die Folge . Ein Nationalsozialist
führte aus , daß Anleihen jetzt nicht möglich seien . Die Ver¬
schiebung der Gehaltszahlungen bringe keine haushaltmäßige
sondern nur eine kastenmäßige Entlastung . Die Notverord¬
nungen könnten vermieden werden durch Schaffung einer
Mehrheitsregicrung im Landtage . Die Regierung in Olden¬
burg habe ihre Notverordnungen deswegen erlassen können,
weil sie eine Landtagsmehrheit hinter sich wisse.

Abgelehnt wird mit 4 Ja lKomm ., Soz .j gegen 8 Ent¬
haltungen mit 5 Stimmverweigcrungen lNSDAP .) der Air
trag Köhler (Komm .) : Der Finanzausschuß wolle be¬
schließen : Der Finanzausschuß lehnt die vom Staatsministe¬
rium vorgelegten Notverordnungen (Fünfte Notverordnung
zur Sicherung des Haushalts von Staat und Gemeinden , so.
wie sechste Notverordnung zur Sicherung des Staatshaus-
Halts ) ab und stellt damit dem Staatsministcrium anheim,
dem Landtag die für notwendig befundenen Maßnahmen auf
dem Wege der Einreichung von ordentlichen Gesetzentwürfen
vorzuschlagen . — Die Entschließung Köhler (Komm .) : „Der
Finanzausschuß gibt seinem Willen dahin Ausdruck , daß eine
unverzügliche Stellungnahme des Landtags zu den Plänen
des Staatsministcriums (fünfte und sechste Notverordnung)
und zu den jüngsten Notverordnungen des Reichspräsidenten
unerläßlich ist: er befürwortet die Einberufung des Landtags
auf Dienstag , 27. Septbr . 1932" wird abgelehnt mit 4 Ja
(Komm ., Soz .) gegen 7 Nein und 6 Stimmverweigerungen
(NSDAP ., CVD .). Ebenso verfällt der Ablehnung der An¬
trag der Sozialdemokratie : „Der Ausschuß wolle beschließen:
Die von der Regierung beabsichtigte weitere Hinausschiebung
des 8. Schuljahres auf dem Verordnungswege entbehrt der
rechtlichen Grundlage ." (6 Ja , Soz ., Komm ., CVD ., 6 Nein,
5 Stimmenverweigerung NSDAP .).

In der Aussprache war noch verlangt worden , daß die in
die vorgesehene Notverordnung mit aufgenommene Filial¬
steuer vom Landtag erledigt werden solle . Staatspräsident
Dr . Bolz  erklärte , daß diese herausgenommen werden
könne . Auf Grund der Abstimmungen wird es nunmehr zum
Erlaß der Notverordnungen kommen.

reden und über unwürdige Auftritte zu lesen und für die¬
sen Apparat Millionen an Steuergelbern zu zahlen , wäh¬
rend jedem die Not auf den Nägeln brennt . Immer dring¬
licher wirb der Ruf nach wirklicher politischer Arbeit , nach
einer politischen Führung , die sich durch Sachlichkeit und
durch Leistungen zum Besten des Volkes ausweist . Wir kön¬
nen nur dringend mahnen , an diesen Stimmungen nicht
vorüberzugehen , auch wenn sie sich nicht in lauten Kund¬
gebungen , sondern in erbittertem Schweigen äußern . Es
bahnt sich auf diesem Weg eine Krise für das gesamte Par-
teiwesen und eine Wandlung des ganzen politischen Le¬
bens an.

Soll es gesunden , bann muß Schluß gemacht werden mit
einer Art des politischen Kampfes , die zur Totengräberin
der Volksgemeinschaft wirb . Dann darf man sich durch
Augenblickserfolge der Agitation nicht täuschen lasten . Dann
muß geredet , gekämpft und gearbeitet werden aus der Ver¬
antwortung für den Staat und bas Allgemeinwohl . Dann
müssen Waffen der Wahrheit und der Gerechtigkeit geführt
werden und muß auch die Kritik am Gegner aufbauend und
sachlich, nicht herabreißend und giftig sein . Nur so kann auch
die politische Rede , deren Kredit nachgerade in weitesten
Kreisen auf den Nullpunkt gesunken ist, wieder Wert und
Gewicht erhalten . Millionen gutgesinnter Deutscher warten
darauf . Es gilt einen Gesundungsprozetz auf lange Sicht
einzuleiten . Die Parteien , die den entschlossenen Mut auf¬

bringen , damit bei sich selbst anzufangcn , werden einst auch
die Früchte ernten.

Aus Württemberg
Der neue Landeskommandant in Württemberg

Das Reichswchrministerinm teilt mit : Mit dem 1. Okto¬
ber 1932 wird der württ . Oberst Tscherning,  Kreiskom¬
mandeur des Art .-Regts . 6, zum Lanöeskommandanten in
Württemberg ernannt.

Aus Stadt und Land
Calw , den 26. September 1932.

Dienstnachricht

Die Wiederwahl des Bürgermeisters Johann Georg
Schaible in Martinsmoos  zum Ortsvorsteher dieser
Gemeinde ist vom Oberamt Calw bestätigt worden.

Wetter für Dienstag « nd Mittwoch

Hochdruckgebiete finden sich im Südosten und Norbwesten,
dazwischen mit dem Kern über Frankreich eine Depression.
Unter diesen Umständen ist für Dienstag und Mittwoch nur
zeitweilig aufheiterndes , in der Hauptsache « och unbeständi¬
ges Wetter zu erwarten.



Abcndmufik in der Evans . Stabtkirche
Der Evans . Kirchensesangverein Calw bat am gestrigen

Sonntag seinen Freunden mit einer Abenömusik in der
Evang . Stadtkirchc wieder eine erhebende Stunde reinen
Musikerlebens geschenkt. Vokal - und Jnstrumentalwerke von
Meistern des 17. und 18. Jahrhunderts umfaßte die Vor-
tragsfolge . Hermann Mall,  der musikalische Letter der Ver¬
anstaltung , erösfnete mit dem Vortrag einer kunstvollen
Passacaglia des italienischen Altmeisters Frescobalbt aufder
Orgel die Wcthestunde . Aus seinem sich durch ausbruckskräf¬
tige Steigerungen »nd virtuose Gliederung auszeichnenben
Spiel sprachen ernste Vertiefung und meisterliches Können.
Frl . Trude Sannwald (Alt ) sang mit großer , klarer , sicher
geführter Stimme zwei geistliche Kompositionen von Hein¬
rich Schütz sowie zwei Arien aus Bach-Kantaten . Bon Hein¬
rich Schütz, dem kernigen Künstler echt deutschen Gepräges
hörte man bas geistliche Konzert „Bringet dem Herrn ein
neues Lied* mit Orgekbegleitung und den 18. Psalm , dessen
Part noch - urch zwei Violinen bereichert ist. Eine alte , reine
Musik, groß und einfach in Ausdruck , Innigkeit und Glau¬
bensstärke . Mächtiger und viclgestufter strömen die Lobprei¬
sungen I . S . Bachs dahin . Kühn und strahlend ist die Grund¬
stimmung der Kantate : „Gott der Herr ist Sonn und Schild ",
deren hervorragende Aufführung anläßlich des Calwer Bach¬
festes unvergessen bleibt . Von Violine und Orgel bgleitet
gab die Sängerin mit der gleichnamigen Arie eine Probe be¬
deutenden Könnens . In der folgenden Arie „Hochgelobter
Gottessohn " aus der Kantate „Bleibe bei uns " sprach vor
allem auch die warme , innerliche Art des Vortrags an . An
Instrumentalmusik wurden zunächst drei Sätze aus einer
Triosuite für zwei Violinen . Cello und Orgel von I . A.
Reinken geboten , herrliche alte Spielmnsik . um deren Wieder¬
gabe sich Frau Fanny Schiler (Violine ), Alfred Eber¬
wein  IVIoline ), Albrecht Rheinwqld (Cello ) und Her¬
mann Mall (Orgel ) verdient machten. Aus dem Konzert für
zwei Violinen und Orgel in D -moll von I . S . Bach wurde
ferner das im Ausgleich von Form und Inhalt hervorragend
schöne Largo in guter Geschlossenheit und stilvoller Auffassung
des Musizierens gespielt , Am Schluß stand eine meisterliche
Interpretation des Präludiums und der Fuge in A-Moll
von I . S . Vach auf der Orgel durch Hermann Mall.  Sie
drang über das Technische hinausgehend in den Geist der
Bachlchen Welt ein und faßte die Stimmung dieser von den
Sorgen des Tgges abführenden , erhebenden Stunde zusam¬
men , die ein vertiefter , zu Herzen gehender Gottesdienst
war.

D«s schwäbisch« Hausgetränk.
In Süddeutschland , besonders aber in Württemberg , Wir¬

bel größte Teil des jährlichen Obstertrages zur Bereitung
von Most verwendet . Auf Sen Lanborten sieht man überall
die Obstmahlmühlen und Obstpressen in Tätigkeit . Der
schwäbische Sandmann ist gewohnt , seinen Haustrunk selbst zu
bereiten , um namentlich für die Felögeschäfte im Sommer
ein bekömmliches Getränk zu haben . Fast in jedem Hause
wird der goldgelbe Most auf den Tisch gebracht sowohl bei
Besuchen wie besonders auch zum Vesperbrot . Der Most
spielt in Württemberg eine große Rolle . Der Verbrauch an
Most hat zwar abgenommen , namentlich in den Städten,
aber immerhin wird noch sehr viel Obst als Most getrunken.
Mit Mäßigkeit genossen ist der Most unzweifelhaft ein er¬
frischendes Getränk , das bei anstrengenden Arbeiten gute
Dienste leistet. Es ist deshalb zu verstehen , daß der Land¬
mann von diesem gewohnten Getränk nicht abgeht und den
Mangel an Obst nur ungern erträgt . Zu bedenken ist
aber immer , baß der Most nur ein Getränk für Erwachsene,
aber nicht für Kinder ist wegen seines Gehalts an Alkohol
(bis 7 Prozent ).

Die Zubereitung des Obstes zu Most ist sehr einfach, aber
nichtsdestoweniger von großer Wichtigkeit . Verhältnismäßig
trifft man viel geringe Obstmoste, was vielfach von der Art
der Zubereitung wie auch von den Fässern herrührt . Beim

Mahlen und Auspressen der Früchte muß mit größter Rein¬
lichkeit verfahren werden. Rein und sauber muß das Obst
gemacht werden, ehe es gemahlen wird, reinlich und sauber
muß die Mostpresse gehalten werden (besonders Eisenteile
und Preßtuch), ganz besonders sorgfältig müssen die Fässer
nach und vor jedem Gebrauch gereinigt werden.

Zum Mosten benütze man nur ganz ausgereistes Obst, das
zuckerreich ist. Man mische beim Mosten süßes und saures
Obst, Aepfel und Birnen . Im vorigen Jahr wurden Birnen
zurückgewiesen und nur Aepfel angenommen. Es ist aber
zu bedenken, daß reiner Apfelmost einen herben Geschmack
hat, wogegen gemischtes Obst ein milderes Getränk erzeugt.
Gerbsäure muß aber beim Obst genügend vorhanden sein,
da diese den Most haltbar macht. Selbstverständlichsoll zum
Mosten nie faules und unsauberes Obst verwendet werben.

Die Mostbereitung wird auf folgende Weise vorgenom¬
men : Nachdem das Obst zerkleinert ist, läßt man die Maische
einen Tag (aber nicht länger ) in einem Zuber oder einer
Gärstau - e mit Deckel stehen und preßt dann den Saft leicht
ab. Hierauf zerreibt man die Treber und schüttet Master
darüber . Nach 2 Tagen (bei warmem Wetter schon nach einem
Tag ) wird die Maische tüchtig ausgepreßt und zum Saft ins
Fab geschüttet. Zu einem Eimer Most (8 Hektoliter ) sollte
man 6—7 Zentner Obst nehmen . Da 1 Zentner Obst etwa
23—30 Liter Saft gibt , verwende man zum Nnfetzen der Tre¬
ber bei einem Eimer etwa 100 Liter Master . Wer wenig
Obst nimmt , braucht mehr Master . Dadurch wird der Most
aber sehr leicht. Man benütze also die Fässer nicht als Was¬
serbehälter und mache von einem Zentner -Hbst nicht mehr
als 50 Liter Most . Hat man ganz saure Apfelsorten , so sollte
man dem Most etwas Zucker zusetzen, und zwar auf 100 Li¬
ter Wasser etwa 10—30 Pfund Zucker. Ist der Most im Faß,
so sorge man für eine rasche Gärung durch eine Kellertem¬
peratur von 12—15 Grad Celsius . Je schneller die Gärung
verläuft , desto Heller und besser wird der Most.

Schömberg OA . Neuenbürg , 25. Sept . Die Zweigapotheke
in Schömberg soll in eine Vollapotheke umgewandelt wer¬
den. Die Bewerber wurden aufgefordert , ihre Meldungen
bis 20. Oktober 1832 beim Innenministerium in Stuttgart
einzureichen.

Pforzheim , 25. Sept . Ein ganz unglückseliger Fall ereig¬
nete sich mittags in einem Hinterhause der Eutingerstratze.
Die Tochter einer Kriegerwitwe , die 16 Jahre alte Elfriede
Schneck, kam vom Speicher herunter . Auf der Treppe stol¬
perte das Mädchen so unglücklich, daß es durch ein offenste¬
hendes , niedrig gebautes Treppenhausfenster fiel und aus
der Höhe des vierten Stockes in den Hof hinabstürzte . Das
arme Kind blieb unten mit zerschmetterten Gliedern liegen.
Die Verletzungen find furchtbar, ' das rechte Bein ist voll¬
ständig zertrümmert , Kinn und Kieferknochen wurden zer¬
malmt . Das Mädchen fand Aufnahme im städt. Kranken¬
haus . Es schwebt in erhöhter Lebensgefahr.

Bondorf OA . Herrenberg , 25. Sept . Die 9jährige Chri¬
stine Eupper  brachte beim Dreschen die Heugabel in bas
Schwungrad der Dreschmaschine, wodurch ihr der Gabelstiel
so unglücklich auf den Leib schlug, daß ein Darm platzte.
Das verunglückte Kind mußte nach Tübingen in die Chi¬
rurg . Klinik verbracht werden , wo es sofort operiert werden
mußte.

SCB Stuttgart , 25. Sept . Voraussichtlich am 8. Okto¬
ber wird die Königsstraße zwischen Kanzlei - und Büchsen¬
straße wegen Umbauarbeiten für 2 bis 3 Wochen gesperrt.
Es wird in drei Schichten Tag und Nacht gearbeitet.

SCB Stuttgart , 25. Sept . Das Cannstatter Volksfest auf
dem Wasen hatte am Sonntag wieder einen Riesenzulauf.
Eisenbahnen und Straßenbahnen hatten Hochbetrieb . Auf
dem Festplatz war am Mittag kaum ein Durchkommen mehr.
Die Wirtschaftszelte waren voll besetzt. Auch die Schaustel¬
lungen wiesen einen guten Besuch auf . Der Mittag brachte
außerdem noch auf dem VfB .-Platz ein ausgezeichnetes
Reit - und Springtournier des Schwäbischen Reitervereins,
dem etwa 4000 Zuschauer beiwohnten.

Turnen und Spott
Länderspiele:

In Nürnberg : Deutschland —Schweden 4 : 3
In Oslo : Dänemark —Norwegen 2 : 1
In Stockholm Schweden B—Litauen 8 : 1

Städtespiel:
München—Berlin 5 : 3 (0 : 3)

Bezirksliga Gruppe Württemberg:
VfB . Stuttgart —Stuttgarter Sportklub 1 : 1
FC . Pforzheim —Sportfr . Eßlingen 6 : 2
Union Bückingen—Normannia Gmünd 4 :0
FC . Birkenfeld —Sportv . Feuerbach 1 : 2

Bezirksliga Gruppe Baden:
Frankonia Karlsruhe —Phönix Karlsruhe 1 : 2
Sportklub Freiburg —Karlsruher FB . 0 : 0
FC . Mühlburg - FV . Rastatt 2 : 1
FB . Offenburg —FC . Freiburg 0 : 1
Spielvergg . Schramberg —VfB . Karlsruhe 3 : 1.

Handball der Turner
Tv . Schömberg I. — Tv . Hirsau I. 2 :10  <1 :6)

Einen hohen Sieg konnte die Hirsauer Mannschaft iw
Schömberg erringen . Hirsau war seinem Gegner in allen
Teilen weit überlegen , insbesondere die Stürmerreihe , die
ihre Schubgewalt erneut unter Beweis stellte. Die Tore
fielen fast in gleichen Abständen . Schiedsrichter Kern»
Wildbad leitete das äußerst faire und schöne Spiel groß¬
zügig und korrekt . Der kommende Sonntag führt Hirsau»
Mannschaft wiederum nach auswärts , und zwar nach Wild»bad.

Geld-,Volks-und Landwirtschaft
Die Auswirkung der Steuergutscheiue

für die Landgemeinden ist eine recht erfreuliche . Wenn matt
den Stcnernachlaß für die Katastersteuerzahler , also die
Grund -, Gebäude - und Gewerbesteuerzahler der Gemeinde,
berechnet (unberücksichtigt ist hierbei das Umsatzsteuerauf¬
kommen), ergibt sichz. B . für die Gemeinde Ageubach  ein
Nachlaß von über 6500 NM ., Altbulach  ein solcher von
rund 4900 RM ., für Alt bürg  von über 8200 NM ., für
Aichhalden  von rd . 593 RM.
LC. Stuttgarter Obst- und Gemüsegroßmarkt vom 84. Sept.

Obst : Tafeläpfel 10—20, Schüttel -, Fall - und Mostäpfel
4—8, Tafelbirnen 10- 20, Preiselbeeren 20—25, Pfirsiche 20
bis 85, Walnüsse 80—50, Zwetschgen 9—12,- Gemüse:  Kar-
toffeln 2,2—3, Stangenbohnen 10—25 Kopfsalat 5—10, Endi¬
viensalat 5—8, Wirsing (Köhlkraut ) 5, Weißkraut rund 8, Rot¬
kraut 4—5, Blumenkohl 1 Stück 10—40, rote Rüben 5—0,
gelbe Rüben 4—5, Karotten runde 1 Bund 7—12, Zwiebel
6—0, Gurken große 1 Stück 20—30, kleine 100 Stück 55—00,
Rettiche 4—0, Monatsrettiche 1 Bund 0- 7, Sellerie 0- 20.
Tomaten 4—6, Spinat 10—12,- Kopfkohlraben 3—4.

Stuttgarter Grotzmärkte
Kartoffelgroßmarkt auf dem Leonhardsplatz : Zufuhr 100

Zentner , Preis 2,80—2,70 für 1 Ztd . — Mostobstmarkt auf
dem Wilhelmsplatz : Zufuhr 000 Ztr ., Preis 6,20- 5,00 -6
für 1 Zentner.

Calwer Wochenmarkt
Bei dem am letzten Samstag stattgefundenen Wochen¬

markt wurden folgende Preise bezahlt:
Kartoffeln Pfd . 5 Pfg ., der Zentner 3,60 Blaukraut 10,

Weißkraut 8, Wirsing 10, Spinat 16, gelbe Rüben 8 und 10,
rote Rüben 10, Bohnen 20 und 25, Zwiebeln 10, Tomaten 10,
Zwetschgen 12 und 20. Birnen 15—40, Pfirsiche 20—40, Aepfel
20, Trauben 35, Brombeeren 30 Pfg . je das Pfd .; Endivien
10, Kopfsalat 6—15, Blumenkohl 10—36, Rettiche 4—10, Gur-
ken 10—80 Pfg . je das Stück,' Essiggurken 100 St . 50 Pfg .?
Molkereibutter 1,60, Landbutter 1,30 das Pfd .,- Eier 9ch>
Pfennig das Stück.

Die örtlichen Kleinhandelspreise dürfen selbstverständlichnicht an denBörsen» und Großhandelspreisen gemessen werden, da für jene noch diesog. wirtschaftlichen Berkebrskostenin Zuschlag kommen Die Tchrifilig.

Slall jeder besondere»Anzeige

Tieferschüttert geben wir zur Kenntnis,
daß meine geliebte Frau , unsere unvergeßliche
Tochter, Schwester und Nichte

Marga Aks
geb. Köhler

am 20. September 1932 im 23. Lebensjahre
plötzlich verschieden ist.

Berlin-Calw, den 25. September 1932
Eiegmund Aks
Wilhelm Köhler und Familie
Anni Schönthaler

Die Beisetzung fand in aller Stille statt.
Von Kondolenzbesuchen bitten wir gütigst

Abstand nehmen zu wollen.

»Sk »Assen-ii.0krensrrl
vr.Lvsire rurüetzs

SprerLstimckei » von 10 —11 , SDolokoi» 17Z1
6 vdr

ptorrkelm. I.eopoltlsli'. k

In de« letzten Tagen find wieder viele

mne AeiderW LS -.
eingetroffen

Besichtigung ohne Kaufzwang erbeten

Paul RLuchle, am Markt, Ealw

M Billign>krbe»?- DorchMzeM werden! M
Die Zeitungsanzeige ist das billigste Werbe-
mittel, weil es das erfolgreichste ist.
Für den Bruchteil eines Pfennigs schon
trägt sie dem einzelnen Leser das ausführ-
liche Angebot.ins Haus. Wozu also zweifel-
hafte und unnütze Experimente?

W Mn Wt VttsWge AliWdenW
W durch die Zeitnngr.Anzeige! W

ll
Für den Wohnhaus -Neubau des Herrn Erhard-

Hahn » Gartenmeister in Calw, habe ich die

Beton -,Maurer -,Eisenbeton-,Zimmer -,
Dachdecker, und Flaschnerarbeiten

zu vergeben.
Dir Unterlagen können am Dienstag , den 27. ds.

Mts ., zwischen8 und 12 Uhr, in meinem Büro eilige»
sehen und adgeholt werden.

Abgabetermin für di« Angebote Donnerstag , den
29. ds. Mts ., nachmittags 5 Uhr. *

Th.Uber.Architekt. Lederstr.30»

Kehrichteinier

in jeder Größe
empfiehlt

Wnhandlnng

I z«»»,i»erslchnml,.
Es werden öffentlich meist«

bielend gegen bar versteigert
Dienstag , d.27. S. ,10 Ahr
in Bad Liebenzell
1 Plllschdivan, 1 Schreib¬
tisch mit Aussatz, 1 Kontroll¬
kasse, 1Vertiko. Zusammen¬
kunft beim Rathaus.

Ger.-Vollz.-Stelle.
Sommerliche kleine
3-Iimmer-
Wohnung

zu vermieten
Christian Buhl
Lederstraße 25.

Brennessel--und
Birkenhaarwasser

für Haare und Haarbodcn
Flasche Mk . 1.35 bei

X . Otto Vioxou , Oal«
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